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Die letzten Jahre haben die „Klimakrise“ in das gemeinschaftliche Bewusstsein gerückt. In der Bundes-, 
Landes- und Kommunalpolitik sowie der Verwaltung werden Maßnahmen zum Klimaschutz und der 
Klimawandelanpassung breit diskutiert und entwickelt. Das trifft auch für die Raumplanung zu, die 
durch ihre Eigenschaft als Querschnittsmaterie einen wesentlichen Beitrag zur Emissionsreduktion 
und Klimawandelanpassung leisten wird müssen. Eine zentrale Frage dabei ist die Integration von 
Maßnahmen der Klimawandelanpassung in das hoheitliche Planungsregime. Dafür wurde ein Framework 
entwickelt, dass als „Climate Proofing“ Prozess verstanden werden kann und neben den allgemein 
erforderlichen Rahmenbedingungen für diese Aufgabe, notwendige Schritte in Planungsprozessen sowie 
die Rückkoppelung der Praxiserfahrungen in politische Zielsetzungen darstellt. Das initiale Framework 
wurde auf Basis einer Literaturrecherche entwickelt und in insgesamt zehn Interviews mit Expert:innen 
diskutiert. Basierend auf den Ergebnissen der Interviews wurde das Framework weiterentwickelt und 
bietet in der vorliegenden Form ein Schema für die allgemeine Diskussion zu Klimawandelanpassung in 
der Raumplanung sowie weitere Analysen zur bestehenden und potentiell möglichen Integration von 
Anpassungsmaßnahmen in nominelle Raumplanungsinstrumente.

1  Klimawandel und 
Raumplanung

Klimaschutz und Klimawandelanpassung sind als 
zentrale Handlungsfelder der Politik seit nunmehr mehr 
als zehn Jahren etabliert und omnipräsent. Der zuletzt 
veröffentlichte Bericht des IPCC (2021) zur Veränderung von 
Klimasignalen und Klimawandelfolgen stellt deutlich die 
Dramatik und Dynamik der gemessenen und projizierten 
klimatischen Veränderungen dar. Einerseits sind im 
Klimaschutz deutlich größere Ambitionen notwendig, die 
die unabdingbaren – beobachteten wie prognostizierten – 
klimatischen Veränderungen erfordern, andererseits aber 
auch eine rasche und effektive Klimawandelanpassung 
in allen relevanten Handlungsfeldern. Auch im 
österreichischen Kontext wird die Raumplanung als 

Schlüsseldisziplin identifiziert und entsprechende 
Erwartungshaltungen vor allem in einschlägigen 
strategischen Dokumenten formuliert (BMNT 2017, ÖROK 
2021). In Österreich ist die Abgrenzung und Definition 
von Raumplanung und ihren Aufgaben tatsächlich keine 
Einfache. So werden die Begriffe Raumplanung und 
Raumordnung weitgehend synonym verwendet. Im Jahr 
1954 wurde seitens des Verfassungsgerichtshofes mit 
der sogenannten Kompetenzfeststellungserkenntnis 
die Raumordnung als Querschnittsmaterie definiert, 
die gemäß der Generalklausel des Art. 15 B-VG in 
ihrer Gesetzgebung den Ländern zufällt. Die örtliche 
Raumplanung (Flächenwidmung, Bebauungsplanung 
etc.) fällt seit der Änderung des B-VG im Jahr 1962 
in die Verantwortung der Gemeinden. Ungeachtet 
dessen gibt es auch raumrelevante Fachplanungen des 
Bundes (Wasserrecht, Forstrecht etc.), die von den 
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Planungsgesetzen der Länder nicht berührt werden. 
Dadurch ergibt sich ein komplexer Stufenbau bestehend 
aus der funktionellen Raumplanung, die verschiedenste 
raumrelevante Verwaltungsmaterien integriert, und der 
nominellen Raumplanung, die konkret die hoheitlichen 
Planungsaufgaben und -instrumente der Länder und 
Gemeinden umfasst (Gruber et al. 2018). Jede Diskussion 
der Umsetzung von Maßnahmen zum Klimaschutz und der 
Klimawandelanpassung in der Raumplanung hat diesen 
Stufenbau der Kompetenz und Verantwortlichkeiten 
entsprechend zu berücksichtigen. Die in der Regel 
recht allgemeine Adressierung von Raumplanung als 
Schlüsseldisziplin in der Klimawandelanpassung und 
im Klimaschutz in diversen Strategiedokumenten lässt 
zumeist außer Acht, ob die nominelle oder funktionelle 
Raumplanung gemeint ist.

Der Aspekt des Klimaschutzes hat in die Forschung 
wie die allgemeine Diskussion in der Raumplanung 
vor allem im Zusammenhang mit der Energie- und 
Mobilitätswende Eingang gefunden. So ist etwa der Begriff 
der „Energieraumplanung“ im Fachdiskurs mittlerweile 
fest etabliert und wurde von der Österreichischen 
Raumordnungskonferenz bereits mit zwei sogenannten 
Partnerschaften im Nachgang des Österreichischen 
Raumentwicklungskonzepts 2011 (ÖREK) bedacht 
(ÖROK 2015). Auch in der Forschungsförderung hat 
das Thema entsprechenden Niederschlag gefunden 
(Klima- und Energiefonds 2021a). Der Aspekt der 
Klimawandelanpassung in der Raumplanung, also die 
Berücksichtigung sich verändernder und zukünftig 
erwarteter Umweltbedingung in Planungsentscheidungen, 
hat bisher keine vergleichbare Aufmerksamkeit auf 
politischer wie wissenschaftlicher Ebene erhalten. Das 
ist insofern beachtlich, da Folgen des Klimawandels 
mitunter nicht mehr umkehrbar sind, massive Folgekosten 
verursachen (Steininger et al. 2015) und ohne Anpassung 
eine entsprechend höhere gesellschaftliche Vulnerabilität 
und damit einhergehend ein höheres Risiko in Kauf 
genommen wird. Die nachdrückliche Berücksichtigung und 
Integration von Klimaschutz und Klimawandelanpassung 
in der Raumplanung ist daher eine simple Notwendigkeit, 
um eine zukunftsfähige und verträgliche Raumentwicklung 
zu betreiben (Davoudi 2010, Schmidt-Thomé/Greiving 
2013).

Auch wenn die Kassandrarufe aus der Wissenschaft und vor 
allem der Zivilgesellschaft von Entscheidungsträger:innen 
nunmehr gehört werden, stellt sich die Frage nach 
der Struktur einer Implementierung von Klimaschutz 
und Klimawandelanpassung auf den unterschiedlichen 
Planungsebenen und unter Nutzung der durchaus 
heterogenen Planungsinstrumente, insbesondere der 
hoheitlichen ordnungsplanerischen Instrumente auf 
Landes-, Regions- und Gemeindeebene. 

Ziel des Artikels ist zu zeigen, dass bei entsprechender 
begrifflicher Abgrenzung „Climate Proofing“ als 

Leitkonzept für die Diskussion zur Integration der 
Klimawandelanpassung in der Raumplanung geeignet 
ist. Der vorliegende Beitrag generiert daher eingangs ein 
differenziertes Begriffsverständnis von „Climate Proofing“ 
im Hinblick auf die österreichische Raumplanung. Zentrales 
Ergebnis des vorliegenden Forschungsvorhabens, finanziert 
durch den österreichischen Klima- und Energiefonds, ist 
die diskursive Vorstellung eines konkreten und integrativen 
Frameworks zur Einbettung von Anpassungsleistungen 
in das österreichische Planungssystem. Der Aspekt des 
Klimaschutzes in der Planung wird in diesem Beitrag 
nicht näher diskutiert, da er wie oben angeführt bereits 
umfassender über z. B. Mobilitäts- und Energiethemen 
adressiert wird.

2 Methodik und Entwicklung 
eines „Climate Proofing“-
Frameworks

Die Entwicklung eines konsistenten Begriffsverständnisses 
und Frameworks zu „Climate Proofing“ bildet im 
Projekt „Climate Proofing of (Urban) Planning 
Instruments“ die analytisch-theoretische Grundlage 
für die Evaluierung der Klimawandelsensitivität des 
österreichischen Planungssystems und der möglichen 
Weiterentwicklungspotentiale. Die initiale Diskussion des 
Begriffsverständnisses für „Climate Proofing“ basiert auf 
einer internationalen Literaturrecherche mit Schwerpunkt 
auf dem deutschsprachigen Raum, deren Ergebnisse in 
einem weiteren Schritt genutzt werden, um das Konzept 
an die österreichischen Gegebenheiten anzupassen. 

Mit dem Begriff des Frameworks werden hier im Sinn 
eines systemischen Zugangs Bausteine (Akteure:innen, 
Instrumente, Kapazitäten und Kompetenzen), deren 
Verbindung zueinander und die Abgrenzung der 
gesellschaftlichen, rechtlichen und institutionellen 
Rahmenbedingungen verstanden. Eine ausschließlich 
wissens- und literaturbasierte Formulierung eines 
Frameworks läuft tendenziell Gefahr, eine ausreichende 
Kalibrierung bezüglich systemspezifischer Besonderheiten 
auszuklammern. So verfolgt ein „Climate Proofing“ 
in der Raumplanung in unterschiedlichen nationalen 
Kontexten zwar eine gleich gelagerte Zielsetzung und 
bedient sich ähnlicher Mechanismen, weist aber, 
bedingt durch die grundsätzliche Problemorientierung 
der planerischen Intervention, die Kompetenzverteilung 
und Akteur:innenkonstellation, im Detail beträchtliche 
Unterschiede auf. Um diesem Umstand in der 
Formulierung des spezifischen Begriffsverständnisses 
und des Frameworks gerecht zu werden, wurde der 
erste wissens- und literaturbasierte Entwurf in einem 
iterativen Prozess zunächst innerhalb des Projektteams 
diskutiert, überarbeitet und anschließend in insgesamt 
zehn leitfadengestützten Interviews mit Expert:innen 
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der Raum- und Stadtplanung aus Österreich, 
Deutschland und der Schweiz zur Diskussion gestellt. 
Die Auswahl der Interviewpartner:innen erfolgte über 
Desktoprecherchen und Schneeball-Sampling und 
adressierte zwei Personengruppen: i) Forscher:innen 
und Planer:innen, die auf übergeordneter räumlicher 
oder theoretischer Ebene zu „Climate Proofing“ in 
der Raum-, Landschafts- und Stadtplanung arbeiten, 
und ii) Mitarbeiter:innen von Stadtverwaltungen und 
Planungsbüros, die an der konkreten Implementierung 
von Klimawandelanpassungsmaßnahmen in der Raum-, 
Landschafts- und Stadtplanung in repräsentativen 
Praxisbeispielen beteiligt sind (Tabelle 1).

Die jeweils rund 60-minütigen Interviews wurden zwischen 
Mai und Juni 2021 online per Videokonferenz abgehalten, 
digital aufgezeichnet und wörtlich transkribiert. Die 
Auswertung der Interviews folgte der qualitativen 
Inhaltsanalyse (Mayring 2019, Kuckartz 2016, Schreier 
2013, Gläser/Laudel 2010). Dabei wurden die relevanten 
Aussagen aus den Interviews nach Analysekategorien 
systematisiert und anschließend interpretiert. Das 
Kategoriensystem wurde zunächst literaturgeleitet 
erarbeitet und im Verlauf der Analyse induktiv an den 

Aussagen der Interviewpartner:innen erweitert und 
verfeinert. Der Fokus der Interpretation lag auf der Klärung 
des Begriffsverständnisses, der Identifikation und Prüfung 
der Bausteine eines „Climate Proofing“-Frameworks 
und ihrer Zusammenhänge sowie der Identifikation von 
Rahmenbedingungen, die die Integration von Maßnahmen 
zur Klimawandelanpassung in der Raumplanung 
beeinflussen. Der Framework-Entwurf wurde um die 
Ergebnisse der Interviewauswertung erweitert und 
verfeinert. Der Beitrag diskutiert das Begriffsverständnis 
von „Climate Proofing“ anhand der Ergebnisse der 
Literaturanalyse und der Expert:inneninterviews (Kapitel 
3) und präsentiert das entwickelte Framework (Kapitel 4).

Interview-
Nummer Land

Organisation

Expert:innen-Gruppe 
(i) Forscher:innen und Planer:innen mit übergeordneter räumlicher und/
oder theoretischer Perspektive 
(ii) Mitarbeiter:innen von Stadtverwaltungen und Planungsbüros, beteiligt an 
konkreten Umsetzungsprojekten

1 CH Stadtverwaltung ii

2 D Planungsbüro, Forschung i, ii

3 D Stadtverwaltung, Forschung i, ii

4 D Stadtverwaltung ii

5 D Planungsbüro, Forschung i

6 CH Bundesbehörde i, ii

7 AT Forschung i

8 D Stadtverwaltung ii

9 CH Planungsbüro, Bundesbehörde ii

10 AT Forschung i

Tabelle 1: Überblick über dominante Ansätze experimenteller Klima-Governance 
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3 „Climate Proofing“ Verständnis 
aus einer Planungsperspektive

„Climate Proofing“ kann gemeinhin wohl als ‚Buzzword‘ 
bezeichnet werden, da es in vielen Strategiedokumenten, 
vor allem auf europäischer Ebene, geradezu inflationär 
verwendet wird. Die unmittelbare Wortbedeutung legt 
nahe, dass im Rahmen einer Prüfung durch eine Institu-
tion festgestellt wird, ob programmatische Aussagen im 
Hinblick auf die erwarteten bzw. beobachteten Klimaände-
rungen vertretbar sind. Eine Recherche nach dem Begriff 
in seiner wissenschaftlichen Verwendung, aber auch in 
Policy-Dokumenten, zeigt ein pluralistisches Verständnis. 
Im Fokus steht typischer Weise der Prozess, Maßnah-
men (zum Klimaschutz und) zur Klimawandelanpassung 
in zukunftsgerichtete Planungen zu integrieren. Solche 
Planungen können etwa Infrastrukturvorhaben, Budgets 
oder auch raumplanerische Dokumente (Strategien, Pro-
gramme, Verordnungen etc.) sein. Die Europäische Kom-
mission hat z. B. erst vor kurzem einen Leitfaden zum „Cli-
mate Proofing“ von Investitionen in Infrastrukturprojekte 
publiziert (EC 2021). Der Leitfaden integriert dabei sowohl 
Klimaschutz- wie Anpassungsaspekte, was umso mehr das 
pluralistische wie divergierende Verständnis des Begriffs 
verdeutlicht.

In Bezug auf ein Verständnis von „Climate Proofing“ 
als Prozesselement in einer klimawandelangepassten 
Raumentwicklung gibt es interessanter Weise nicht 
allzu viele einschlägige wissenschaftliche Publikationen. 
Eine weitreichende Diskussion zum Thema gab und 
gibt es in den Niederlanden, die „Climate Proofing“ als 
Anpassungsprozess an die in Veränderung begriffenen 
Umweltbedingungen versteht (Kabat et al. 2005). 
Das Begriffsverständnis ist aber so wie in anderen 
europäischen Staaten auch in den Niederlanden ein 
vielfältiges. So gibt es Studien zu „Climate Proofing“ 
und sozialem Wohnbau (Boezeman/DeVries 2019), 
zum ‚Climate Proofing‘ des forstwirtschaftlichen 
Managements in Skandinavien (Bärring et al. 2017), 
zum „Climate Proofing“ des Wassermanagements in 
schottischen Flusseinzugsgebieten (Blackstock et al. 
2009) usw. Damit wird auch klar, dass das Verständnis 
von „Climate Proofing“ eine spezifische Abgrenzung für 
eine Anwendung in der Raumentwicklung, respektive 
Raumplanung, benötigt. Während die grundsätzliche 
Diskussion zur Integration von „Climate Proofing“ in 
Planungssysteme rar ist, gibt es international eine schier 
unüberblickbare Menge an Forschungsprojekten und 
Publikationen zur Rolle der Raumplanung im Klimaschutz 
und der Klimawandelanpassung. 

Hurlimann/March (2012) identifizieren für die 
Raumplanung verschiedene Kapazitäten, die sie zu 
einem wesentlichen Handlungsfeld bzw. zu einer 
Handlungsträgerin, vor allem in der Anpassung, macht. 
So kann durch Planung ein kollektives Interesse vertreten, 

konkurrierende Interessen abgewogen, über räumliche, 
zeitliche und institutionelle Skalen agiert, Mechanismen 
für die Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen 
bereitgestellt räumliches Wissen bewahrt oder die 
Zukunftsorientierung zur Koordination von Aktivitäten 
genutzt und damit ein langfristiger Nutzen forciert 
werden (Hurlimann/March 2012). Raumplanung kann 
durch den koordinativen Zugang, die Zukunftsorientierung 
und gesellschaftliche Legitimation ein wesentlicher 
Hebel sein, um Anpassungsmaßnahmen langfristig zu 
verankern und Rahmenbedingungen für die konkrete 
Umsetzung zu schaffen. Dabei verfolgen planerische 
Anpassungsmaßnahmen typischer Weise eine Strategie der 
Vermeidung und Verringerung von klimawandelinduzierten 
Einwirkungen (Davidse et al. 2015). Folgerichtig müssen bei 
der Erstellung von Planungsdokumenten (strategisch wie 
konkret verbindlich) Möglichkeiten wie Notwendigkeiten 
von Anpassungsmaßnahmen berücksichtigt werden. 
Dieser Berücksichtigungsprozess kann gemeinhin auch 
als „Climate Proofing“ in der Raumplanung bezeichnet 
werden.

Eine grundlegende Publikation zur Integration dieses 
Prüfprozesses zur Klimawandelanpassungs- (bzw. 
Klimaschutzagenden) in die Planungssystematik haben 
im deutschen Kontext erstmals Birkmann/Fleischhauer 
(2009) vorgelegt. Diese nimmt auch eine entsprechende 
Definition des Begriffes „Climate Proofing“ vor:

„Unter „Climate Proofing“ sind Methoden, 
Instrumente und Verfahren zu verstehen, die 
absichern, dass Pläne, Programme und Strategien 
sowie damit verbundene Investitionen gegenüber 
den aktuellen und zukünftigen Auswirkungen 
des Klimawandels resilient und anpassungsfähig 
gemacht werden, und die zudem auch darauf 
abzielen, dass die entsprechenden Plane, Programme 
und Strategien dem Ziel des Klimaschutzes Rechnung 
tragen“ (Birkmann/Fleischhauer 2009: 117)

Der innovative Charakter des Zugangs liegt in den 
verschiedenen Dimensionen der Definition. So wird das 
Verständnis von „Climate Proofing“ recht breit nicht nur als 
diskursiver Prozess, sondern auch in Bezug auf Methoden, 
Instrumente und Verfahren proklamiert. Entscheidungen 
sollen dabei nicht lediglich auf Basis der aktuellen, 
sondern vielmehr im Hinblick auf die zukünftigen 
Umweltbedingungen getroffen werden, was einem 
umfassenden Anspruch nach einer räumlichen Anpassung 
gleichkommt. Der Aspekt des Klimaschutzes wird in die 
Definition ebenfalls aufgenommen; mit der Formulierung 
„...Rechnung tragen“ bleibt der operative Anspruch aber 
unbestimmt. Birkmann/Fleischhauer verweisen auf die 
Pluralität des Begriffsverständnisses, indem sie es in 
prozessorientiert, objektbezogen oder subjetbezogen 
gliedern. Die Prozessorientierung bezieht sich auf das 
Mainstreaming und die Planungsprozesse selbst, die 
objektbezogene Komponente auf Maßnahmen sowie 
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Projekte und deren Wirkung und die subjektbezogene 
Komponente auf die durchführenden Personen (Training, 
Kompetenzen).

Beim „Climate Proofing“ wird also die Frage der adäquaten 
planerischen Reaktion auf die klimawandelbedingten 
Einwirkungen auf Planungsvorhaben untersucht. Wie 
auch Birkmann/Fleischhauer bereits darstellen, ist die 
Betrachtungsweise beim „Climate Proofing“ daher 
tendenziell invers zur  Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) und Strategischen Umweltprüfung (SUP) zu 
verstehen, die unter anderem die Auswirkung von 
Planungen und Projekten auf das (Lokal-) Klima 
untersuchen (können). Beim „Climate Proofing“ wird 
also nicht die Wirkung eines Projektes oder Plans auf 
die Umwelt, sondern die Einwirkung sich verändernder 
Umweltbedingungen betrachtet (UBA 2016: 120). 
Abbildung 1 stellt dieses Verständnis grafisch dar. 
UVP und SUP Verfahren in Österreich integrieren 
mittlerweile klimatische Auswirkungen, die sich aus 
der Realisierung von Planungen ergeben können, um 
die Planung/das Projekt optimieren zu können. Die 
Prüfung der langfristigen Einwirkung von veränderten 
Umweltbedingungen auf eine Planung/ein Projekt und 
die Entwicklung von Anpassungsmaßnahmen bzw. die 
Bewertung von Anpassungsoptionen können durch 
diese beiden etablierten Instrumente aber nicht generell 
geleistet werden. Allgemeine Einwirkungen sind vor allem 
über Planungsprozesse und -verfahren zu integrieren. 
Kleinräumige Auswirkungen auf das Mikroklima – und 
dessen Einwirkung auf die umgesetzte Planung – können 
entweder ebenfalls über Planungsprozesse und -verfahren 
allgemein oder UVP und SUP Prüfungen berücksichtigt 
werden.

Diese klare Trennung der Betrachtung von klimatischen 
Einwirkungen auf die Planung bzw. die Planungsräume 
und den klimatischen Auswirkungen der Planung selbst 
ist nicht allgemein etabliert und wurde in Österreich 
bisher noch nicht einschlägig wissenschaftlich untersucht. 
Vertiefend zur oben zitierten Praxishilfe des deutschen 
Umweltbundesamts zur Klimaanpassung in der 
räumlichen Planung, nimmt sich eine Studie aus dem Jahr 
2018 konkret der Frage an, inwiefern Klimawandel in UVP 
und SUP berücksichtigt werden kann und soll. Dabei wird 
auch darauf verwiesen, dass es zahlreiche Hinweise auf 
eine Verschmelzung von „Climate Proofing“ und UVP bzw. 
SUP gibt (UBA 2018: 40) und hier zwei unterschiedliche 
Perspektiven existieren: jene, die „Climate Proofing“ als 
neuen bzw. zusätzlichen Prüfprozess verstehet und jener, 
die eine Einbettung in die bestehenden Instrumente der 
UVP und SUP propagiert. Wie aus Abbildung 1 ersichtlich 
wird, kann beiden Sichtweisen etwas abgewonnen 
werden. Gerade die Untersuchung lokaler klimatischer 
Auswirkungen bei Projekt- bzw. Planungsrealisierung ist 
sowohl über die etablierten Instrumente UVP und SUP, 
sowie über einen neuen „Climate Proofing“ Mechanismus 
vorstellbar. Die allgemeine langfristige Einwirkung von 
klimatischen Veränderungen kann aber wohl nur über ein 
integratives „Climate Proofing“ abgedeckt werden. Aspekte 
des Klimaschutzes sowie andere Umweltauswirkungen 
von Planungen und Projekten können jedenfalls durch 
UVP und SUP Verfahren abgedeckt werden.

Da eine derartig spezifische Diskussion in Österreich bisher 
noch nicht geführt wurde, erfolgte die Integration von 
Klimawandelanpassung in der Raumplanung keineswegs 
konsistent und der Begriff des „Climate Proofing“ ist 
bisher nicht etabliert. So mag die Österreichische 
Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in ihrer 
taxativen Struktur bereits etwas beliebig erscheinen. 

Abbildung 1: Mögliche Elemente eines „Climate Proofing“ Bezugssystem für Österreich; eigene Darstellung.
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Sie nutzt interessanter Weise zwar den Begriff „Climate 
Proofing“, jedoch nicht in einer unmissverständlichen 
Art und Weise. So wird etwa das „Climate Proofing von 
Raumplänen, Entwicklungskonzepten, Verfahren und 
raumwirksamen Projekten“ (BMNT 2017: 11) unter den 
spezifischen Zielsetzungen zur Raumordnung genannt. 
Dabei soll insbesondere die langfristige Resilienz und 
Anpassungsfähigkeit der Raumentwicklung gegenüber 
aktuellen und zukünftigen Auswirkungen des Klimawandels 
sichergestellt werden (BMNT 2017: 137). Es gibt allerdings 
keine Umsetzungsaktivitäten für diese in der Nationalen 
Anpassungsstrategie verankerten Zielsetzung, die eine 
Klärung des Verständnisses mit sich bringen würde.

Generell haben die leitfadengestützten Interviews deutlich 
gezeigt, wie schwierig das Verständnis des „Climate 
Proofing“-Begriffs ist, da eine gewisse Beliebigkeit bei 
der Verwendung existiert (Interview 10), aber auch 
ganz andere Begriffe genutzt werden, die ähnliches 
meinen. Im Schweizer Kontext wird etwa in erster Linie 
von einer Klimawirksamkeitsprüfung gesprochen bzw. 
einer klimaangepassten Raumentwicklung (Interview 6). 
Der Begriff „Climate Proofing“ taucht daher zwar immer 
wieder auf, hat sich in der Raumplanung aber bisher 
nicht mit einem einheitlichen Verständnis durchgesetzt 
(Interview 5). Es wird aber ohnehin deutlich, dass in der 
Planung ein prozessorientierter Zugang zur Integration 
von Anpassungsmaßnahmen in Planungsdokumente 
vorherrscht (Interview 8).

Insgesamt kann aus der Analyse zum „Climate Proofing“-
Verständnis in Anwendung auf die Raumplanung 
in anderen europäischen Ländern geschlossen 
werden, dass die Integration von sich verändernden 
Umweltbedingungen in die Entscheidungsfindung 
bei Planungsprozessen im Fokus steht - sozusagen ein 
„Mainstreaming“ der Klimawandelanpassung in der 
Raumplanung. Wie auch in diversen internationalen 
Publikationen propagiert, versucht „Climate Proofing“ 
in erster Linie Anpassungsmaßnahmen abzudecken, 
während gerade Klimaschutzmaßnahmen ideal über SUP 
und UVP-Verfahren evaluiert und berücksichtigt werden 
können. 

Im Zentrum eines „Climate Proofing“ steht daher die 
Erhebung der (1) klimawandelinduzierten Veränderungen 
der Umweltbedingungen (aktuell wie zukünftig) und 
deren direkte und indirekte Auswirkungen auf einen 
Plan, ein Programm, eine Planungsverordnung etc., (2) 
die Entwicklung von Anpassungsmaßnahmen sowie (3) 
die Beurteilung von verschiedenen Entwicklungsoptionen 
unter der (4) Berücksichtigung der jeweiligen 
kleinklimatischen Auswirkungen der Entwicklungsoptionen 
bzw. einer konkreten Realisierung der Planung.

4 „Climate Proofing“ als 
iteratives Framework

Die oben beschriebenen Anforderungen an ein „Climate 
Proofing“-Framework mit einer systemischen Perspektive 
führte zu einem „Climate Proofing“-Framework, das sowohl 
den eigentlichen Prozess der Klimawandelanpassung 
in der räumlichen Planung und Entwicklung als auch 
die Rahmenbedingungen umfasst, unter denen die 
Anpassung passiert. Beides – die übergeordneten 
Rahmenbedingungen und der Prozess der Entwicklung 
und Umsetzung der Anpassung – muss gleichwertig 
berücksichtigt und (im jeweiligen Planungskontext) 
nach ihrer Eignung geprüft werden, um überhaupt 
Klimawandelanpassung durch die Raumplanung effektiv 
umsetzen zu können. 

Abbildung 2 illustriert das entworfene „Climate Proofing“-
Framework und bildet die zwei zentralen Bereiche ab: 
jenen der Rahmenbedingungen für die Integration von 
Anpassungsmaßnahmen in Planungsinstrumente (siehe 
dazu ausführlich Kapitel 4.1) sowie der Entwicklung, 
Verankerung und Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen 
in Planungsprozessen und -instrumenten (siehe dazu 
ausführlich Kapitel 4.2). Als weiteren Aspekt adressiert das 
Framework die Rolle der Integration weiterer Perspektiven 
über die sektorale Kooperation der Verwaltung und den 
Aspekt der Partizipation der Zivilgesellschaft bzw. von 
Interessensvertretungen (siehe dazu ausführlich Kapitel 
4.3).

Diverse Studien und Frameworks haben sowohl  die einzelnen 
Schritte der Umsetzung der Klimawandelanpassung in 
der räumlichen Planung und Entwicklung also auch die 
(hemmenden) Faktoren in Bezug zu den übergeordneten 
Rahmenbedingungen (fehlende rechtliche, administrative, 
institutionelle, technische oder finanzielle Kapazitäten 
und Kompetenzen) untersucht (u. a. Simonet/Leseur 
2019). Ein zusätzlicher Aspekt, der in vorhandenen 
Frameworks aber weitgehend unbeleuchtet bleibt, ist 
die Berücksichtigung der gegenseitigen Abhängigkeiten 
der „Umsetzung der Anpassung“ und der „Anpassung 
der Umsetzung“. Damit gemeint sind einerseits die 
Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen aufgrund 
der Herausforderungen oder Barrieren in der praktischen 
Umsetzung in Planungsprozessen sowie umgekehrt die 
Anpassung der Vorgaben und der Ermächtigungen für 
eine effiziente Umsetzung der Anpassung.

Im Folgenden werden die Teile des Frameworks 
anhand der Ergebnisse der Literaturrecherche und den 
Einschätzungen der befragten der Expert:innen zu den 
notwendigen (Veränderungen der) Rahmenbedingungen 
und den Umsetzungsschritten zur Anpassung an den 
Klimawandel erörtert.
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4.1 Rahmenbedingungen 
für die Integration von 
Anpassungsmaßnahmen in 
Planungsinstrumente

 
Jedes staatliche Handeln kann nur innerhalb der verfas-
sungsrechtlich definierten Schranken erfolgen und benö-
tigt neben der entsprechenden Legitimation eine Aus-
stattung mit Ressourcen, um tatsächlich durchgeführt 
werden zu können. Auch für die Integration von Anpas-
sungsmaßnahmen in die Raumplanung gibt es Rahmenbe-
dingungen, die Möglichkeiten eröffnen oder Limitationen 
darstellen. Basierend auf entsprechenden Hinweisen auf 
hinderliche Faktoren und Barrieren aus (Meta-)Studien 
und Praxisprojekten sowie aus der internationalen Litera-
tur wurden entscheidende Kapazitäten und Kompetenzen 
identifiziert, die als Voraussetzung für die Entwicklung und 
Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen in der Raumpla-
nung „mitgedacht“ werden müssen (siehe u. a. Biesbroek 
et al. 2011, Eisenack et al. 2014, Moser/Ekstrom 2010). 
Sie stellen einen integrativen Teil eines „Climate Proo-

fing“-Frameworks dar und sind dementsprechend in eine 
Evaluierung über die Möglichkeiten und Beschränkungen 
der Leistungsfähigkeit der Raumplanung im Hinblick auf 
die Umsetzung von Klimawandelanpassungsmaßnahmen 
zu berücksichtigen.

a) Übergeordnete Zielsetzungen – PoliƟsche Ziele 
und Strategien zur Anpassung an den Klimawandel

Übergeordnete politische Ziele und Strategien zur 
Anpassung an den Klimawandel wurden – auch für 
die Raumplanung – erst in den letzten zehn Jahren 
verstärkt als zweite Säule neben dem Klimaschutz 
entwickelt. Klimaschutz steht zumindest seit der 
ersten Weltklimakonferenz im Jahr 1979 im größeren 
politischen Diskurs. Der Ansatz, neben Klimaschutz 
auch Anpassung zu betreiben, entwickelte sich 
parallel dazu Im Klimarahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen (1994 von Österreich ratifiziert) 
wurden die UN-Mitgliedsstaaten erstmals aufgerufen, 
nationale Anpassungspläne zu erstellen (UNFCCC 
1992). Auf europäischer Ebene wurde 2013 die erste 

Abbildung 2: „Climate Proofing“-Framework im österreichischen Planungskontext
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EU-Anpassungsstrategie vorgestellt (EC 2013). Mit 
Ausnahme der „maritimen Raumordnung“ findet sich 
darin aber kein direkter Raumplanungsbezug, da die 
Mitgliederstaaten nur allgemein aufgefordert werden, 
Maßnahmen zu setzen. Mit dem Übereinkommen von 
Paris wurde 2015 die Anpassung an den Klimawandel 
erstmals als ein mit dem Klimaschutz gleichzustellendes 
Ziel definiert (UNFCCC 2015). Entsprechende 
übergeordnete Strategien und politische Zielsetzungen 
sind eine Voraussetzung für die Umsetzung in der und 
durch die Raumplanung.

Ein fehlendes Bewusstsein der politischen 
Entscheidungsträger:innen und die Ansicht, dass eine 
Anpassung auch als ein Eingeständnis eines politischen 
Fehlschlagens des Klimaschutzes interpretiert werden 
könnte, verhinderte lange die Entwicklung entsprechender 
Zielsetzungen und Anpassungsstrategien – auch in 
der Raumordnung bzw. -planung (Adger et al. 2005, 
2007). Eine zunehmende direkte Wahrnehmung der 
Veränderungen der klimatischen Bedingungen und einer 
konkreten Betroffenheit durch Klimawandelfolgen führte 
in den letzten Jahren zu einer stärkeren Priorisierung des 
Ziels der Anpassung an den Klimawandel. Österreich war 
mit dem 2012 publizierten strategischen Konzept zur 
Anpassung an den Klimawandel europaweit einer der 
ersten Staaten mit einem Anpassungskonzept (BMLFUW 
2012). Die Raumplanung wird darin als zentrales 
Umsetzungsinstrument genannt Mit der Raumplanung 
Anpassung an den Klimawandel zu betreiben, wird als 
übergeordnetes Ziel verankert.

Überwiegend in Abstimmung mit der österreichischen 
Anpassungsstrategie haben die einzelnen Bundesländer 
eigene, allgemeine und sektorübergreifende 
Klimawandelanpassungsstrategien entwickelt (eigene  
Strategien für Klimawandelanpassung: Oberösterreich, 
Salzburg, Steiermark Vorarlberg; Integrierte Anpassungs- 
und Klimaschutzstrategien: Niederösterreich, Tirol; 
Anpassungsmaßnahmen in bestehende Klimaschutz- 
programme integriert: Kärnten, Wien; Anpassung direkt in 
die Fachbereiche integriert: Burgenland (UBA 2021, Stand 
Mai 2021). Alle Bundesländer verfügen daher grundsätzlich 
über Zielsysteme, die eine Klimawandelanapassung u. a. 
durch Raumplanungsinstrumente vorsehen.

b) Rechtliche Kapazitäten und Kompetenzen

Im Hinblick auf die planungsrechtliche Perspektive ist zu 
unterscheiden, welche Zielsetzungen unmittelbar in den 
Planungsgesetzen verankert sind und welche Ziele und 
Maßnahmen eine Selbstbindung der Verwaltung durch 
einschlägige Konzepte und Programme entwickeln. Die 
erste Umsetzung bzw. Verankerung von Zielformulierungen 
zur räumlichen Anpassung an den Klimawandel erfolgen 
allgemein über die oben genannten Anpassungsstrategien 
sowie über eigenständige sektorale Konzepte bzw. 
Strategien (z. B. UHI Strategieplan Wien). Diese fließen 

typischer Weise in die Erstellung oder Überarbeitung von 
Landesentwicklungskonzepten oder -programme ein (z. B. 
Wien STEP 2025). Im Sinn des Legalitätsprinzips darf die 
hoheitliche Raumplanung ausschließlich zur Erreichung 
der festgelegten Ziele und auf Basis der ihr erteilten 
Ermächtigungen agieren. Somit ist es unabdingbar, dass es 
für die räumliche Planung und Entwicklung eine rechtliche 
Ermächtigung, und damit auch eine Verpflichtung für die 
Umsetzung von Klimawandelanpassungsmaßnahmen gibt 
(Interviews 9-10).

In strategischen Planungsdokumenten ist es tendenziell 
leichter, das Ziel der Klimawandelanpassung zu 
verankern, als in den einzelnen Planungsgesetzen, da 
dies zweitaufwändig ist (Interview 9). Die aktuellen 
Raumplanungs- bzw. Raumordnungsgesetze der 
Bundesländer eröffnen Großteils schon die Möglichkeiten, 
Klimawandelanpassung in Planungsentscheidungen 
zu integrieren (Jiricka-Pürrer et al. 2021b). Es besteht 
in der Regel allerdings keine Verpflichtung dazu, was 
aus Expert:innensicht aber als zentrale Voraussetzung 
erachtet wird (Interviews 4-5, 7). Eine generelle Einführung 
derartiger Verpflichtungen wird teilweise kritisch gesehen, 
um nachgelagerte Entscheidungsfreiräume nicht 
einzuschränken (Interview 6).

Mehrfach wurde in den Interviews auf das grundlegende 
„Vorsorgeprinzip“ der Raumordnung verwiesen, das per 
se eine Auseinandersetzung mit den Klimawandelfolgen 
erfordert (Interview 10). Was diese implizite Pflicht, 
Klimawandelanpassung in Planungsentscheidungen zu 
integrieren, konkret in der Praxis bedeutet, ist jedoch eine 
zu debattierende Frage.

Um eine erfolgreiche Anpassung an den Klimawandel 
zu ermöglichen, ist jedenfalls eine durchgehende 
Berücksichtigung auf allen Planungsebenen und in den 
damit verbundenen Planungsinstrumenten notwendig 
(MA 22 2015, Reinwald et al. 2021). Die Verankerung der 
Zielsetzungen auf den unterschiedlichen Planungs- bzw. 
Zuständigkeitsebenen erweist sich hierbei als schwierig. 
Das wird auch von den Interviewpartner:innen bestätigt 
(Interviews 2-4, 6, 9), die sowohl politische Gründe (also 
z. B. unterschiedliche parteipolitische Zielsetzungen 
auf den Planungsebenen) als auch die Autonomie der 
Gemeinden gegenüber den Ländern und  der Länder 
gegenüber dem Bund als Hintergründe nennen. Als eine 
Herausforderung wird genannt, dass sich Top-Down 
Ansätze, wie z. B. nationale Anpassungsstrategien, oft 
nicht mit lokalen Handlungserfordernissen decken und 
Maßnahmen unabhängig Bottom-Up gesetzt werden 
(Interview 9). Um überhaupt handlungsfähig zu werden, 
wird – sowohl in der Verwaltung als auch bei den 
politischen Entscheidungsträger:innen – oft auf eine 
„Allianz der Willigen“ gesetzt, die freiwillig bereit ist, 
entsprechende Maßnahmen zu setzen (Interview 10). 
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Eine zentrale Forderung der Interviewten, und eine Folge 
der aktuell weitgehend gegebenen Freiwilligkeit der 
Auseinandersetzung mit der Klimawandelanpassung in der 
Raumplanung, ist die Vereinheitlichung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen, um die Standortkonkurrenz  in der 
Klimawandelanpassung zu verkleinern. Standortpolitische 
Entscheidungen, bzw. die Konkurrenz unter den 
Gemeinden, erzeugt die Befürchtung, dass einzelne, 
lokale, restriktive Maßnahmen und Regelungen eine 
Abwanderung von Investor:innen und Betrieben in 
Nachbargemeinden nach sich zieht (Interview 9).

Im Hinblick auf die rechtliche Ermächtigung wurden häufig 
fehlende Möglichkeiten zur Steuerung von Durchgrünung 
als zentrale Anpassungsmaßnahme (insbesondere 
auf privaten Grundstücken) genannt (Interviews 
3-4, 7). Einerseits wurde der Wunsch nach neuen 
Instrumenten geäußert (wie z. B. landschaftsplanerisches 
Instrumentarium, Grünflächenzahl oder städtebauliche 
Verträge) (Interviews 7, 10), vereinzelt gab es aber 
Hinweise, dass das bestehende Instrumentarium ausreicht, 
es aber entsprechend im Sinne der Klimawandelanpassung 
genutzt werden muss (Interviews 8, 9).

c) AdministraƟve Kapazitäten und Kompetenzen

Persson proklamiert für den Bereich der Umweltpolitik 
drei unterschiedliche Ansätze, wie eine bessere 
Integration von Umweltpolitiken auf verschiedenen 
Ebenen durch eine Verbesserung der administrativen 
Kapazitäten erreicht werden kann. Er differenziert 
zwischen (1) einem normativen Ansatz, der sich auf 
Reformen oder administrative Umstrukturierungsprozesse 
fokussiert, (2) einen organisatorischen Ansatz, der auf 
die Veränderung der Verwaltungsstrukturen abzielt 
(z. B. Neuzuweisung von finanziellen Ressourcen 
oder Personal, Wissensaufbau) sowie auf (3) einen 
prozessualen Ansatz, der auf die Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Planungsgremien sowie auf 
neue Prozesse der Entscheidungsfindung und des 
Informationsaustausches fokussiert (Persson 2004). Das 
wird auch im Zuge der Interviews bestätigt. Ähnlich wie 
bei den rechtlichen Kapazitäten und Kompetenzen braucht 
es verwaltungsinterne, administrative Zielsetzungen, 
konkrete Aufträge für die einzelnen Zuständigkeitsbereiche 
sowie entsprechende Prozesse, die Aufgaben auch 
tatsächlich administrativ zu erfüllen (Interview 9). 
Voraussetzung ist – neben der gesetzlichen Grundlage – ein 
behördenverbindlicher interner Auftrag, dem wiederum 
eine entsprechende politische Entscheidung zugrunde 
liegen muss (Interviews 1-2). Neben dem normativen 
Ansatz eine Umverteilung der personellen Ressourcen ist 
ein Ausbau der persönlichen Ressourcen und des Wissens 
sowie eine Weiterentwicklung der Informationsflüsse 
bzw. -verteilung notwendig, damit „das Thema ankommt“ 
(Interviews 2, 5).

d) InsƟtuƟonelle Kapazitäten und Kompetenzen

Van den Brink et al. (2014) haben eine notwendige 
Inklusion unterschiedlicher Akteur:innen, Sektoren und 
administrativer Ebenen als eine der entscheidenden 
institutionellen Rahmenbedingungen ausgearbeitet, die 
eine Klimawandelanpassung unterstützt. Auch für den 
österreichischen Kontext wurde durch Lexer et al. (2018) 
gezeigt, dass eine Institutionalisierung der Koordinierung 
(auf allen Ebenen) ein Erfolgsfaktor in Bezug der 
institutionellen Rahmenbedingungen für die Anpassung 
ist.

Das haben die Interviews bestätigt. Für die Umsetzung von 
Klimawandelanpassungsmaßnahmen ist oft das Finden 
der Zuständigkeiten bzw. der „richtigen“ Gremien eine der 
ersten Herausforderungen (Interviews 1, 10). Hinzu kommt, 
dass institutionell gesehen die übergeordnete Koordination 
und die konkrete Umsetzung oft getrennt erfolgen 
(Interviews 3, 10). Die Klärung von Zuständigkeiten und die 
Koordination einer fachübergreifenden Zusammenarbeit 
(z. B. Stadtplanungsabteilung und Umweltabteilung) ist 
notwendig, auch um (interne) Zielkonflikte zu vermeiden 
und Umsetzungspfade zu entwickeln (z. B. Verdichtung vs. 
Durchgrünung) (Interviews 2-3).

Ein weiterer entscheidender Punkt im Bereich der 
institutionellen Rahmenbedingungen ist, dass die 
Umsetzung oft sehr personenabhängig ist (Interviews 3, 
5) und daher eine breite fachliche Befähigung derjenigen, 
die Klimawandelanpassung in ihrem Bereich umsetzen 
können, notwendig ist (Interviews 3, 9).

e) Technische Kapazitäten und Kompetenzen

Der Umgang mit unvollständigen Entscheidungsgrundlagen 
und Unsicherheiten in Bezug zur zukünftigen Entwicklung 
sind zentrale Fragen für die Klimawandelanpassung, die 
weltweit in zahlreichen Studien untersucht wurde (u. a. 
Malik et al. 2010, Kunreuther et al. 2014, Yousefpour/
Hanewinkel 2016). Vor allem der Mangel, für die jeweilige 
Planungs- bzw. Maßstabsebene die entsprechend 
kleinräumigen Analysen als Grundlage haben, wurde als 
zentrale Lücke in den technischen Rahmenbedingungen in 
vielen Forschungsprojekten identifiziert (z. B. Reinwald et 
al. 2021).

Das vielfache Fehlen von Klimaanalysen (sowie 
nachfolgende Vulnerabilitäts- und Risikoanalysen) und 
damit der Grundlagen für evidenzbasierte Entscheidungen 
wurde mehrfach als Herausforderung in Interviews 
genannt. Vor allem die in der räumlichen Planung 
notwendigen detaillierten, kleinräumige Simulationen 
fehlen oft (Interviews 3, 6, 9-10). Auch die Unsicherheit 
im Umgang mit dynamischen Veränderungen der 
entscheidungsrelevanten Grundlagen wurden als 
Herausforderung bestätigt (Interviews 5, 10). Modellen 
bzw. Simulationen wird oft nur eingeschränkt vertraut, weil 
sie mit so vielen Annahmen verbunden sind (Interview 10).
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Als weitere technische Herausforderung wurde die 
Vereinheitlichungen der Klimaanalysen (wie z. B. VDI Norm 
zu Stadtklimaanalysen) genannt, und für Projektionen und 
Simulationen ebenso eine standardisierte Vorgehensweise 
gewünscht (Interviews 5-6). Hervorgehoben wurde die 
Bewertung von Vulnerabilitäten, die zwar von zentraler 
Bedeutung, aber nicht standardisiert ist (Interview 5). 
Auch das ist ein breit geführter Diskurs sowohl in der 
Wissenschaft als auch der Verwaltung (u. a. IPCC 2013, 
ADAPT-UHI 2019, BMVBS 2011, Oppenheimer et al. 2014; 
Reisinger et al. 2020, Lavell et al. 2012). Auch das Thema 
der fehlenden Schwellenwerte, Grenzwerte oder Zielwerte 
wurde als Herausforderung genannt (Interview 5).

Technische Herausforderungen in der Umsetzung der 
Klimawandelanpassungsmaßnahmen selbst wurden in 
den Interviews kaum genannt.

f) Finanzielle Kapazitäten und Kompetenzen

Der letzte nicht minder wesentliche Punkt zu den 
erforderlichen Kapazitäten und Kompetenzen ist die 
Frage der Finanzierung von Klimawandelanpassung in 
den einzelnen Teilbereichen. Finanzierung wird sowohl in 
der internationalen Literatur als auch in allen Interviews 
als entscheidender ermöglichender wie limitierender 
Faktor in der Anpassung an den Klimawandel genannt 
(Biesbroek et al. 2011, Moser/Ekstrom 2010 Albini et al. 
2017, Simonet/Leseur 2019). Das Fehlen von Ressourcen 
personeller Natur hat zuallererst mit finanziellen 
Rahmenbedingungen zu tun (Interviews 1, 3). Vor allem 
für die Prüfung der Umsetzung der Maßnahmen wären 
große personelle Ressourcen nötigt, die aber häufig 
nicht vorhanden sind oder die Zuständigkeit unklar ist 
(Interview 3). 

Die Notwendigkeit (und die Möglichkeit), die 
Anpassungsmaßnahmen selbst zu finanzieren, ist ein 
weiterer zentraler Diskussionspunkt im Kontext des 
„Climate Proofing“ (Bouwer/Aerts 2006, Linnerooth-Bayer/
Hochrainer-Stigler 2015). Die Schaffung eines eigenen 
Budgets für Klimawandelanpassung bzw. die gezielte 
Förderung von Projekten um Kapazitäten zu schaffen bzw. 
zu erweitern, ist eine häufig geforderte Verbesserung der 
Rahmenbedingungen (Interviews 2-3, 6).

In den Interviews wurde darauf hingewiesen, dass – 
wie es auch in wissenschaftlichen Bereich seit Jahren 
diskutiert wird (u. a. Smith 1997) – eine Priorisierung 
von Maßnahmen bei beschränkten kommunalen 
Budgets notwendig ist. Hier braucht es entsprechende 
Methoden bzw. Analysen für eine nachvollziehbare 
Entscheidungsfindung (Interview 5). 

Ein weiteres zentrales Diskussionsfeld in Bezug auf Kosten 
ist jenes der Umsetzung von Maßnahmen durch Private 
bzw. Investoren. Die Frage der Finanzierung der Anpassung 
im privaten Bereich wurde z. B. für Österreich im Rahmen 

des Projekts PATCH:ES analysiert (Lexer/Stickler 2016). 
Die Fragen: Was kann überbunden werden? und: Welche 
Handhabe gibt es überhaupt auf privaten Flächen? stehen 
hier im Zentrum (Interviews 1-2, 8). Auch hier wurde 
darauf hingewiesen, dass jede Intervention entsprechend 
begründet werden und rechtlich abgesichert sein muss.

4.2 Entwicklung und Umsetzung 
von Anpassungsmaßnahmen 
in Planungsprozessen 
und -instrumenten

 
Wie Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel 
entwickelt, in Planungsprozessen und -instrumenten 
verankert und über die Raumplanung umgesetzt werden 
können, wurde in Teilaspekten bereits in diversen 
internationalen und österreichischen Planungs- und 
Forschungsprojekten (z. B. Klima- und Energiefonds 2021b, 
BBSR 2021a, b, Lexer et al. 2020, Prutsch et al. 2014a, Pütz 
et al. 2011) bearbeitet und diskutiert. Dabei wurden vier 
zentrale Schritte identifiziert und in Leitfäden (z. B. UBA o. 
J., BBSR 2016b, Streissler et. al. 2016, UBA 2016, Prutsch 
et. al. 2014b) beschrieben. In den Interviews wurden die 
Anwendung dieser Schritte in Planungsprozessen und 
damit zusammenhängende Herausforderungen diskutiert. 
Grundsätzlich bestätigen die Expert:innen die Schritte als 
gängige Praxis, wobei sie, je nach Betroffenheit und Fokus 
der Planungsebene, unterschiedlich stark etabliert sind 
(Interviews 1-7, 9-10). 

a) Veränderung der GefahrenexposiƟon durch 
Klimawandelauswirkungen

Voraussetzung, um die Auswirkungen des Klimawandels 
in planerische Entscheidungen einzubeziehen und eine 
entsprechende Anpassung umzusetzen, ist die Kenntnis 
über mittel- bis langfristig zu erwartende Klimaänderungen 
und deren Folgen. Dieser Schritt erfordert es, Dynamiken 
in der Entwicklung von Gefährdungen in Bezug auf 
konkrete Planungsräume zu erkennen (Reisinger et. al. 
2020, BBSR 2016b, Oppenheimer et. al. 2014, Prutsch et. 
al. 2014b). Die Interviewpartner:innen nehmen wahr, dass 
sich Gemeinden, Städte und Regionen aufgrund aktueller 
Betroffenheit zunehmend mit klimawandelbedingten 
Veränderungen von Umweltbedingungen und der 
Gefahrenexposition beschäftigen (Interviews 1-6, 8-10). 
Im urbanen Kontext identifizieren die Expert:innen 
in erster Linie Hitze (Interviews 1-4, 6, 8-10), immer 
häufiger aber auch Starkregenereignisse als Klimasignale 
mit gegebenem und künftigem Handlungsbedarf 
(Interviews 1-4, 6, 8-10). Die mit den steigenden 
Temperaturen in einem engen Zusammenhang stehende 
Trockenheit und ihre Folgen finden in Zusammenarbeit 
mit der Wasserwirtschaft zunehmend Beachtung in 
Planungsprozessen im urbanen Raum (Interviews 3-4, 
8-9). Naturgefahren durch intensivere und häufiger 
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auftretende regionale und lokale Starkregenereignisse, 
wie fluviale und pluviale Überschwemmungen oder 
gravitative Massenbewegungen, stellen zwar künftige 
Risiken dar (Interviews 1, 9), sind aber aus Sicht 
einzelner Expert:innen in Planungsprozessen und 
Instrumenten der Raumplanung bereits umfassender 
berücksichtigt (Interview 1), oder liegen außerhalb des 
Zuständigkeitsbereichs der Raumordnung (Interview 
7). Gefährdungen durch Wind spielen laut den 
Interviewpartner:innen im gesamtstädtischen Kontext 
(noch) eine geringe Rolle (Interviews 2, 10).

Klimadaten, Klimaanalysen, und -projektionen sind für 
Planungsträger wichtige Grundlagen, um Veränderungen 
von Klimasignalen und damit einhergehende Gefährdungen 
abzuschätzen und Dynamiken in zukunftsgerichteten 
Entscheidungen berücksichtigen zu können (Yiannakou/
Salata 2017, Kruse/Pütz 2014, Rannow et al. 2010). In 
vielen Städten und Gemeinden werden diese Analysen 
bereits im Rahmen der Raum- bzw. Grundlagenforschung 
durchgeführt oder beauftragt (Interviews 3-6, 8, 9). 
Ergebnisse aus Forschungsprojekten, Informationen, 
die auf regionaler oder nationaler Ebene zur Verfügung 
gestellt werden, sowie standardisierte Verfahren für 
Klimaanalysen und -projektionen unterstützen Städte 
und Gemeinden bei diesem Schritt (Interviews 1, 5-6, 
10). Quantitative, messbare Ergebnisse, die möglichst 
zuverlässige Aussagen ermöglichen und Unsicherheiten 
minimieren, werden von den Expert:innen als besonders 
bedeutende Argumentationsgrundlagen in politischen 
und planerischen Abstimmungsprozessen beschrieben 
(Interviews 5, 10). Voraussetzung dafür sind verfügbare 
Datengrundlagen (Interviews 6, 10) (siehe auch Kapitel 
4.1.e). Während temperaturbedingten Veränderungen 
mittlerweile gut über Klimadaten abgebildet und 
auch kleinräumig projiziert werden können, sind 
hoch aufgelöste Daten zu Niederschlägen laut einigen 
Interviewpartner:innen nur eingeschränkt verfügbar und 
Simulationen mit größeren Unsicherheiten verbunden 
(Interviews 2, 10).

b) Vulnerabilitäts- und Risikoanalysen

Eine reine Analyse der Gefahrenexposition oder der 
prinzipiellen Betroffenheit reicht nicht aus, um den 
konkreten räumlichen Anpassungsbedarf zu bestimmen 
und Maßnahmen effizient zu gestalten. Vulnerabilitäts- 
und Risikoanalysen verknüpfen die Gefährdungen 
durch klimawandelbedingte Veränderungen mit 
sozialen und räumlichen Strukturen sowie deren 
Verwundbarkeit und Anpassungskapazität (IPCC 
2014). So bedingen hitzebelastete Stadtteile nicht 
automatisch einen Handlungsbedarf. Befinden sich in 
solchen Bereichen aber Wohngebiete mit signifikant 
vulnerablen Bevölkerungsgruppen oder kritische 
Infrastruktur mit geringen Anpassungskapazitäten, 
entsteht konkrete Betroffenheit, die Maßnahmen 
verlangt (Cardona et al. 2012, Jiricka-Pürrer et. al. 2021b). 

Vulnerabilitäts- und Risikoanalysen dienen dazu, den 
Anpassungsbedarf abzuschätzen, der zum Teil durch 
Raumplanungsinstrumente langfristig gesteuert bzw. 
umgesetzt werden kann. In der Praxis werden diese 
Analysen häufig durch die Verschneidungen von Klimadaten 
mit baulich-räumlichen und soziodemographischen oder 
sozioökonomischen Daten generiert (Interviews 2-5, 8, 10). 
Dazu werden vielfältige methodische Ansätze angewandt 
(Interviews 2-3, 5, 10), wobei kaum einheitliche Standards 
für derartige Analysen existieren (Interview 5). Ergebnisse 
können ausgewiesene Vulnerabilitäts- und Risikobereiche 
oder raumbezogene Aussagen sein, die der zielgerichteten 
Verortung und Priorisierung von Anpassungsmaßnahmen 
dienen (Interviews 2, 4, 5, 8).

c) Entwickeln und Umsetzen von Anpassungs-
maßnahmen 

Basierend auf einschlägigen Vulnerabilitäts- und 
Risikoanalysen können Anpassungsmaßnahmen 
entwickelt werden. Die Handlungsmöglichkeiten der 
Raumplanung liegen dabei vor allem in vier Bereichen: 1) 
in der Steuerung der Flächennutzung und der Freihaltung 
von baulicher Nutzung, 2) in der Vermeidung bzw. 
Verringerung von Bodenversiegelung, 3) in der Schaffung 
der Voraussetzungen für den Einsatz grüner und blauer 
Infrastruktur und naturbasierten Maßnahmen, sowie 
4) durch Ermöglichung baulicher Vorkehrungen (z. B. 
Objektschutzmaßnahmen) (Juschten et al. 2021, Jiricka-
Pürrer et. al. 2021b). Planungsinstrumente bieten auf den 
jeweiligen Planungsebenen spezifische Möglichkeiten, 
um Maßnahmen zu verankern (UBA 2016). Neben 
den Instrumenten der örtlichen und überörtlichen 
Raumplanung nennen die Interviewpartner:innen 
auch die Instrumente der Fachplanungen (z. B. 
Wasserwirtschaft, Landschaftsplanung, Naturschutz), 
Baugesetze und Bauordnungen sowie Normen und 
Richtlinien als wichtige Anknüpfungspunkte (Interviews 
2-3, 7-9). Damit wird die Bedeutung sektorübergreifender 
Perspektiven betont. Viele Maßnahmen, vor allem die 
Freihaltung von Flächen, verlangen eine durchgängige 
Festschreibung auf mehreren Planungsebenen und in 
mehreren Planungsinstrumenten (UBA 2016, Kruse/
Pütz 2014, Persson/Klein 2009). In Interviews wird dieser 
Schritt der durchgängigen Umsetzung und Verankerung 
auf den verschiedenen Ebenen als komplex und langwierig 
beschrieben (Interview 2, 9). Während viele Städte bereits 
Klimaanpassungskonzepte mit strategischen Zielen und 
Maßnahmen erarbeitet haben, gelingt der Transfer in die 
ordnungsplanerischen Instrumente auf regionaler und vor 
allem auf örtlicher Ebene laut den Interviewpartner:innen 
nur langsam (Interviews 5-6, 9). Aus diesem Grund 
fokussieren Städte häufig gleichzeitig auch auf die 
Umsetzung von Pilotprojekten auf kleiner Maßstabsebene, 
die niederschwellig realisierbar und öffentlichkeitswirksam 
sind (Interviews 6, 9, 10). Als besondere Herausforderungen 
nennen die Interviewpartner:innen die Umsetzung von 
Anpassungsmaßnahmen im Baubestand (Interviews 
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4,5) sowie die Überbindung von Anpassungsleistungen 
an private Eigentümer:innen oder Bauträger:innen 
durch ordnungsplanerische Vorgaben, privatrechtliche 
Vereinbarungen und Förderrichtlinien (Interviews 1, 6, 9).

d) Monitoring und Evaluierung 

Klimawandelanpassung erfordert neben der Entwicklung 
und Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen auch eine 
systematische Überprüfung ihrer Wirksamkeit. Durch 
regelmäßiges Monitoring der Klimaparameter, Klimafolgen 
und der Auswirkungen der gewählten Maßnahmen, 
lässt sich der Anpassungsprozess evaluieren und 
weiterentwickeln. Damit die Folgen des Klimawandels und 
die Wirkungen der Anpassungsmaßnahmen beobachtet 
und bewertet werden können, werden in der Regel 
Indikatoren herangezogen (GIZ et al. 2020, Feldmeyer et 
al. 2019, BBSR 2016a). Dabei wird grundsätzlich zwischen 
Impact-, Response- und Prozess- oder Governance-
Indikatoren unterschieden. Impact-Indikatoren erfassen 
die Folgen des Klimawandels und deren Veränderung 
(z. B. Anzahl der Hitzetage und Tropennächte), Response-
Indikatoren messen den Erfolg von Anpassungsmaßnahmen 
(z. B. Rückgang des Versiegelungsgrads oder Erhöhung 
des Grünanteils im Siedlungsraum) und Prozess- oder 
Governance-Indikatoren dienen der Beobachtung 
und Bewertung des Anpassungsprozesses ans sich 
(BBSR 2016a). Laut den leitfadengestützten Interviews 
verfügen erst wenige Städte, die Anpassungsmaßnahmen 
entwickeln und umsetzen, über ein systematisches 
Monitoring- und Evaluierungssystem. Die Expert:innen 
identifizieren die langfristige Beobachtung und Bewertung 
von Klimafolgen und Anpassungsmaßnahmen als 
wichtigen Schritt, der sich aber in vielen Gemeinden und 
Städten erst in Entwicklung befindet (Interviews 1, 3, 6, 
9, 10). In erster Linie werden fehlende standardisierte 
Indikatoren als Grund für die langsame Implementierung 
genannt (Interviews 3-4, 6, 10). Während Impact- und 
Prozess- bzw. Governance-Indikatoren vereinzelt zum 
Einsatz kommen (Interviews 1, 3), wird vor allem bei der 
Entwicklung einheitlicher Response-Indikatoren künftiger 
Forschungsbedarf gesehen (Interviews 3, 6). Gemeinden 
wie Städten fehlt es an Kapazitäten und spezifischen 
Kompetenzen in der Verwaltung, um kleinräumig (und 
möglichst quantitativ) messbare Indikatoren für komplexe 
Wirkungen zu entwickeln, zu erheben und zu analysieren 
(Interviews 1, 2, 5). Laut einem Interviewpartner sind für 
den Schritt des Monitorings und der Evaluierung nach der 
Maßnahmenumsetzung selten ausreichend finanzielle 
und personelle Ressourcen vorgesehen (Interview 5). Auch 
die Frage, in welchen Planungsinstrumenten Monitoring 
und Evaluierung mit welcher Verbindlichkeit verankert 
werden könnte, ist in vielen Gemeinden häufig noch offen 
(Interviews 7). 

4.3 Sektorale Kooperation 
und Partizipation

Weitere wichtige Aspekte im Kontext eines „Climate 
Proofing“-Frameworks in der Raumplanung sind 
die Kommunikation zwischen Behörden und die 
Kommunikation der Behörden mit der Zivilgesellschaft 
und deren Repräsentant:innen. Es besteht zweifelsohne 
die Notwendigkeit, Klimawandelanpassung kooperativ 
und sektorübergreifend zu entwickeln sowie die 
Zivilgesellschaft und unterschiedliche Stakeholdergruppen 
in die Diskussion zu Anpassungsmaßnahmen einzubinden 
(Interviews 1-4, 6-10).

a) Sektorale KooperaƟon

Sektorale Kooperation, also eine breite und offene 
Zusammenarbeit verschiedener öffentlicher Behörden, ist 
grundsätzlich erforderlich, um Anpassungsmaßnahmen 
effektiv umsetzen zu können, Zielkonflikte zu reduzieren 
und Lock-in Effekte zu vermeiden bzw. Synergien mit 
dem Klimaschutz zu prüfen (Interviews 1-4, 6-8, 10). 
Diese Notwendigkeit wurde auch im Zuge mittlerweile 
zahlreicher Studien erkannt (z. B. Floater et al. 2016, 
Widmer 2018). Eine frühzeitige Einbeziehung relevanter 
Abteilungen oder Dienststellen ist klar angezeigt (Interview 
3). Voraussetzung dafür ist, dass ein gemeinsames 
Verständnis entwickelt wird und die unterschiedlichen 
sektoralen Ziele und Verständnisse abgestimmt werden 
(Interview 1).

Kooperation ist aber auch über Verwaltungsgrenzen 
hinweg wichtig (Interviews 1-2, 8). Von der Analyse bis 
zur Maßnahmenentwicklung und -umsetzung ist ein 
Abstimmen über Verwaltungsgrenzen hinaus notwendig 
und sinnvoll (Interview 2, 4). Vor allem das Thema der 
notwendigen Kooperation von Stadt/Stadtumlandregionen 
wurde von den Expert:innen häufig angesprochen 
(Interviews 1-2, 8). Gerade in diesen räumlichen Bereichen 
ist eine Zusammenarbeit und eine Abstimmung zentral 
(Jiricka-Pürrer et al. 2021a, Matthews 2012, van Eerd et al. 
2014). Gleichzeitig wurde aber darauf hingewiesen, dass 
diese – ob der unterschiedliche Größe der Gemeinden 
und die damit verbundenen ungleichen Ressourcen – aber 
auch schwierig ist (Interview 8). Was eine Kooperation 
aber unterstützt, ist das Lernen voneinander. Indem auf 
anderorts bereits gemachte Erfahrungen aufgebaut wird, 
können Kapazitäten und Kompetenzen optimal genutzt 
und ähnliche, parallel laufende Prozesse verhindert 
werden (Interviews 1-2).

Komplexe Verwaltungsstrukturen bzw. Zuständigkeiten auf 
unterschiedlichen Planungsebenen sowie der Stufenbau 
(Bund, Land, Gemeinde) wurden als Herausforderungen 
in der Koordination und Kooperation genannt (Interview 
8). Auch unterschiedliche rechtliche Materien 
(Raumordnungsrecht, Wasserrecht, Naturschutzrecht 
etc.) erschweren eine Kooperation (Interview 1, 3). Auch 
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hierfür braucht es die entsprechenden Kompetenzen und 
Ressourcen (wie z. B. eine:n Klimaanpassungsmanager:in) 
für die Koordination (Interview 8). Gerade in 
Österreich sind der komplexe Stufenbau und die 
unterschiedlichen Zuständigkeiten mit einhergehendem 
Abstimmungsbedarf eine Herausforderung in der 
räumlichen Klimawandelanpassung (Interview 7).

b) ParƟzipaƟon

Die Einbindung von Zivilgesellschaft und 
Interessensvertretungen wie NGOs oder 
Bürger:inneninitiativen in die Entwicklung 
von Anpassungsmaßnahmen ist eine weiterer 
wesentlicher Aspekt für eine effektive Umsetzung 
von Anpassungsmaßnahmen (Samaddar et al. 2021, 
Ross et al. 2015). Es gilt, die „Leute ins Boot zu 
holen“ und durch Informationsveranstaltungen und 
Öffentlichkeitsarbeit zu zeigen, wie Maßnahmen 
funktionieren und wirken (Interview 9). Begleitende 
partizipative Maßnahmen wie Wettbewerbe oder 
Förderungen für die Umsetzung von Maßnahmen sind 
eine Möglichkeit, die Rahmenbedingungen für die 
Anpassung zu verbessern (Interview 9).  Partizipation 
wird von den Expert:innen vor allem auf lokaler Ebene 
als wichtig erachtet. Auf überörtlicher Ebene sollten eher 
Interessensvertreter:innen oder Verbände einbezogen 
werden (Interview 9).

5 Schlussfolgerungen 
und Ausblick

Die Diskussion der unterschiedlichen Auslegungen 
bzw. Verwendungsmöglichkeiten des Begriffes 
des „Climate Proofing“ zeigt, dass mit diesem 
Ansatz über die Entwicklung und Umsetzung von 
Maßnahmen zur Klimawandelanpassung hinaus auch 
Entscheidungsgrundlagen, zu berücksichtigende 
Kapazitäten sowie politische und prozedurale Aspekte 
integriert werden können. Es geht daher nicht um einzelne 
Maßnahmen, die durch Planungsinstrumente umgesetzt 
werden, sondern vielmehr um die gesamtheitliche 
Einbettung dieser in das Planungssystem – also eine 
systematisch und methodisch fundierte Integration von 
Fragestellungen der Klimawandelanpassung in die Planung 
(Birkmann/Fleischhauer 2009). Diese Anforderung wurden 
in der Entwicklung des Frameworks berücksichtigt. Die 
leitfadengestützten Interviews brachten durchwegs eine 
hohe Zustimmung zum entworfenen Framework und dem 
Versuch der Systematisierung. Die Expert:innen teilten 
hier insbesondere die Einschätzung, dass in den föderal 
geprägten Planungssystemen, wie in Deutschland, der 
Schweiz und Österreich, zwar – vor allem auf städtischer 
Ebene – bereits viele Anpassungsmaßnahmen über 
die Raumplanung implementiert werden, eine wie von 

Birkmann/Fleischhauer geforderte systematisch und 
methodisch fundierte Integration eben aber nach wie 
vor fehlt. Vielmehr wird die Klimawandelanpassung 
mitunter als sektorale Politik betrieben, die Ansprüche 
an die Raumplanung formuliert, während diese nur eine 
selektive, projekt- und problemorientierte Integration von 
Klimawandelanpassung vornimmt.

Das entwickelte „Climate Proofing“-Framework 
fördert daher eine gesamtheitliche Integration der 
Klimawandelanpassung in das Raumplanungssystem, 
wobei es gleichzeitig so allgemein gehalten ist, 
dass es auf verschiedenen Planungsebenen und für 
unterschiedliche Planungsinstrumente als strukturelle 
Grundlage genutzt werden kann. Ob die Entwicklung 
von Anpassungsmaßnahmen beispielsweise im Zuge 
der allgemeinen Grundlagenforschung und Abwägung 
stattfindet, oder durch eine SUP erfolgt, ist für das 
Framework nicht wesentlich. In der allgemeinen 
Formulierung des Frameworks liegt aber auch dessen 
zentrale Limitation. Während durch Literatur und 
Expert:inneninterviews die einzelnen Elemente 
identifiziert werden konnten, bietet das Framework 
keine detaillierte Aussage zur Operationalisierung von 
Anpassungsleistungen über die Raumplanung. Dies ist 
aufgrund der räumlichen Kontextabhängigkeit de facto 
auch kaum möglich, da Planungsgesetzgeber:innen und 
-träger:innen grundsätzlich problemorientiert handeln 
und individuelle Lösungsmechanismen entwickeln. Das 
Framework kann aber dabei helfen, bei Betrachtung 
einzelner Planungsinstrumente, Anpassungspotentiale 
und -pfade zu eruieren. Dieser nächste Schritt wird in 
dem der Publikation zugrundeliegenden Projekt auch 
vorgenommen. Das Framework ist damit ein Analyserahmen 
für Planungsinstrumente im österreichischen Kontext. 
Übergeordnetes Ziel ist die Präzisierung der Aufgaben der 
Raumplanung in der Klimawandelanpassung sowie die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für diese.

Ein Aspekt, der das entwickelte Framework von 
Top-down-Flussdiagrammen zur Integration der 
Klimawandelanpassung unterscheidet, ist der explizit 
iterative Zugang. So kann und soll die Praxiserfahrung 
vor allem zu hindernden Faktoren in der Umsetzung 
der Anpassung einen Beitrag zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen leisten, insbesondere im Hinblick 
auf eine Bereitstellung und Schulung von Kapazitäten und 
Kompetenzen. Im Sinne eines „lernenden Systems“ muss 
die Theorie bzw. die strategische und gesetzgebende Ebene 
auf die Praxis reagieren. Wie aus den Interviews hervorgeht, 
wird aktuell die Evaluierung der Implementierung von 
Klimawandelanpassungsmaßnahmen in der Raumplanung 
als unzureichend gesehen und damit einhergehend auch 
die propagierte Rückkopplung und Weiterentwicklung der 
erforderlichen Rahmenbedingungen. Hier ergibt sich auch 
ein entsprechender unmittelbarer Forschungsbedarf.
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Disclaimer 

Das Projekt "Climate Proofing of Urban Planning 
Instruments" wird aus Mitteln des Klima- und Energiefonds 
gefördert und im Rahmen des „Austrian Climate Research 
Programme (ACRP)“ durchgeführt (ACRP – 12th Call 2020, 
Klimafonds-Nr:KR19AC0K17599).
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